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Am 18.2.2022 hat die OECD einen weiteren Diskussionsentwurf für Pillar One (Amount A) vorgelegt. Gegenstand ist im We-

sentlichen die Ermittlung der Bemessungsgrundlage des sog. Amount A des Pillar One. Damit treibt die OECD den Reform-

prozess und die Ausarbeitung der Model Rules massiv voran. Immerhin sollen diese bis Mitte 2022 vollständig vorliegen.

Um diesen ehrgeizigen Terminplan zu halten, wird der Amount A in ca. 14 Elemente, sog. Building Blocks unterteilt. In den

kommenden Monaten sollen die Building Blocks der Öffentlichkeit präsentiert, von der OECD finalisiert und in eine Multilate-

ral Convention (MCL) überführt werden. Aufgabe des Aumount A ist, in Ergänzung zu den Gewinnzuordnungsregeln, einen

Anteil am Residualgewinn formelhaft an die Marktstaaten zu verteilen. Im vorgelegten kurzen Diskussionsentwurf sind nun

Regeln für die Umverteilung von Gewinnen und Verlusten enthalten. Ausgangspunkt der Verteilung ist der konsolidierte

Jahresabschluss der Muttergesellschaft und der in diesem ausgewiesene Gesamtgewinn oder Gesamtverlust. Es sollen nur

echte wirtschaftliche Gewinne besteuert werden, daher sind Anpassungen erforderlich. Es ist zu erwarten, dass die betroffe-

nen Unternehmen für den Amount A eine weitere eigenständige Bemessungsgrundlage ermitteln müssen. Die OECD plant

die Regeln zur Bemessungsgrundlage des Amount A in einem Kommentar weiter zu konkretisieren. Mit Spannung darf die

Handhabung der neuen Regeln erwartet werden.

Entscheidungen

BFH: Zur Frage einer (passiven) Entstri-

ckung durch Umsetzung des AOA in § 1

Abs. 5 AStG: Zuordnung von Wirtschaftsgü-

tern bei sog. personallosen Betriebsstätten

1. § 1 Abs. 5 Satz 3 AStG lässt sich bei summari-

scher Prüfung nicht entnehmen, dass außerhalb

des Anwendungsbereiches des § 1 AStG und

insbesondere für die allgemeine Gewinnermitt-

lung nach §§ 4 ff. EStG eine Veranlassungsprü-

fung (allein) nach den in den jeweiligen Unter-

nehmensteilen ausgeübten Personalfunktionen

vorzunehmen wäre (entgegen BMF-Schreiben

vom 22.12.2016, BStBl I 2017, 182, Rz 451).

2. Auch wenn der bisherigen Senatsrechtspre-

chung bei der Zuordnung von Wirtschaftsgütern

zu einer Betriebsstätte eine funktionsgetragene

Betrachtungsweisezugrunde liegt, ist ihr jedenfalls

nicht zuentnehmen, dass alleindiePersonalfunkti-

on als maßgebender Zuordnungsparameter anzu-

sehen ist (entgegen BMF-Schreiben vom

26.9.2014,BStBl I2014,1258,Tz.2.2.4.1).

3. Bei Betriebsstätten ohnemaßgebliche Personal-

funktion ist eine nutzungsbezogene Zuordnung

von materiellen Wirtschaftsgütern nicht ausge-

schlossen (BMF-Schreiben vom 17.12.2019, BStBl I

2020,84).

BFH, Beschluss vom 24.11.2021 – I B 44/21 (AdV)
(Amtliche Leitsätze)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-533-1

unter www.betriebs-berater.de

BFH: Zur steuerlichen Anerkennung einer

Innengesellschaft bürgerlichen Rechts

1. Ein zwischen dem Angehörigen eines freien

Berufs und seinem minderjährigen Kind zivil-

rechtlich wirksam geschlossenes, als stille Gesell-

schaft bezeichnetes Gesellschaftsverhältnis führt

– da es an einem Handelsgewerbe i. S. des

§ 230 HGB fehlt – zur Entstehung einer Innenge-

sellschaft bürgerlichen Rechts, die einer stillen

Gesellschaft einkommensteuerlich gleichsteht.

2. Eine solche Innengesellschaft bürgerlichen

Rechts zwischen nahen Angehörigen kann steu-

erlich auch dann anerkannt werden, wenn die

Beteiligung oder die zum Erwerb der Beteiligung

aufzuwendenden Mittel dem in die Gesellschaft

aufgenommenen Angehörigen unentgeltlich zu-

gewendet worden sind. Voraussetzung ist je-

doch, dass die Vereinbarungen einem Fremdver-

gleich standhalten, d. h. sie müssen zivilrechtlich

wirksam sein, inhaltlich dem unter fremden Drit-

ten Üblichen entsprechen und auch wie unter

fremden Dritten vollzogen werden.

3. Bei der Prüfung der Frage, ob der geschlos-

sene Vertrag wie zwischen fremden Dritten voll-

zogen wird, kommt insbesondere der Umset-

zung bzw. dem Vollzug der Einlagebestimmun-

gen, den Gewinnbeteiligungsregelungen und

der Beachtung der Informations- und Kontroll-

rechte Bedeutung zu.

BFH, Urteil vom 23.11.2021 – VIII R 17/19
(Amtliche Leitsätze)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-533-2

unter www.betriebs-berater.de

BFH: Wirtschaftliches Eigentum und Bilan-

zierung bei Wertpapierdarlehen – Berech-

nung des Minderungsbetrags nach § 20

Abs. 2 S. 2 KStG – Ermittlung des besitzzeit-

anteiligen Anleger-Aktiengewinns nach

Rückgabe von Fondsanteilen im Jahr 2005

1. Trägt bei einem Wertpapierdarlehen der Dar-

lehensnehmer die Kurschancen und -risiken der

überlassenen Wertpapiere, so spricht dies gegen

einen Verbleib des wirtschaftlichen Eigentums

beim Darlehensgeber (Abgrenzung zum Senats-

urteil vom 18.8.2015 – I R 88/13, BFHE 251, 190,

BStBl II 2016, 961).

2. Die an die Stelle der darlehensweise ausge-

reichten Wertpapiere getretene Rückübertra-

gungsforderung ist vom Darlehensgeber er-

folgsneutral mit dem Buchwert der Wertpapiere

zu aktivieren. Teilwertabschreibungen auf die

Rückübertragungsforderung sind nicht gemäß

§ 8b Abs. 3 Satz 3 KStG außerbilanziell zu neu-

tralisieren.

3. Zur Frage des Missbrauchs rechtlicher Gestal-

tungsmöglichkeiten im Zusammenhang mit

Wertpapierdarlehensgeschäften eines Versiche-

rungsunternehmens.

4. Bei der Berechnung des Minderungsbetrags

nach § 20 Abs. 2 Satz 2 KStG sind Renten-De-

ckungsrückstellungen i. S. von § 341g Abs. 5

HGB einzubeziehen. Im Rahmen der Ablaufver-

probung zur Ermittlung des Minderungsbetrags

sind die Renten-Deckungsrückstellungen nach

den für steuerliche Zwecke anzuwendenden Re-

geln zu bewerten; etwaige Nachreservierungen

aufgrund veränderter Daten zur Lebenserwar-

tung sind nicht zu eliminieren.

5. In die aufgrund einer im Jahr 2005 durchge-

führten Rückgabe von Fondsanteilen vorzuneh-

mende Ermittlung des besitzzeitanteiligen Anle-

ger-Aktiengewinns gemäß § 8 Abs. 3 Satz 1

InvStG 2004 gehen ggf. auch Verluste aus Veräu-

ßerungen von Aktien ein, die sich auf Ebene des

Fonds vor Inkrafttreten des InvStG 2004 (hier: im

Jahr 2002) realisiert haben. Dies ist unter dem

Aspekt des rechtsstaatlichen Vertrauensschutzes

unbedenklich.

BFH, Urteil vom 29.9.2021 – I R 40/17
(Amtliche Leitsätze)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-533-3

unter www.betriebs-berater.de

BFH: Insolvenzverwaltervergütung keine

außergewöhnliche Belastung – Bekanntga-

beadressat bei angeordneter Nachtragsver-

teilung

1. Der (Einkommen-)Steuerbescheid ist nicht dem

ehemaligen Insolvenzschuldner, sondern dem In-

solvenzverwalter/Treuhänder als Inhaltsadressa-

ten bekannt zu geben, wennwegen des Einkom-

mensteuererstattungsanspruchs die Nachtrags-

verteilungangeordnetworden ist.

2. Die zugunsten des Insolvenzverwalters festge-

setzte Tätigkeitsvergütung ist beim Insolvenz-
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